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– Drucksache 20/999 –

Antiziganistische Straftaten 2021

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Sinti und Roma erfahren in Deutschland immer noch in allen Bereichen des 
gesellschaftlichen Lebens Hass, Ausgrenzung, Diskriminierung und Benach-
teiligung. Zu strukturellen und institutionellen Ausprägungen des Antiziganis-
mus kommen Straf- und Gewalttaten mit gezielt antiziganistischer Motivation 
hinzu. Diese werden seit 2017 auch als eigenes Unterthema im Kriminalpoli-
zeilichen Meldedienst (KPMD) zur Politisch motivierten Kriminalität (PMK) 
erfasst.

Seit Beginn der Erfassung ist die statistisch ausgewiesene Zahl antiziganisti-
scher Straftaten kontinuierlich gestiegen (vgl. Bundestagsdrucksachen 
19/19339 und 19/8343). Für das Jahr 2019 wurde sie mit 81 und für das Jahr 
2020 mit 128 angegeben (vgl. Bundestagsdrucksache 19/26932). Erstmals 
wurden im Jahr 2019 auch zwei (versuchte) Tötungsdelikte erfasst. Nach 
Kenntnis der Fragestellerinnen und Fragesteller gehen zahlreiche Selbstorga-
nisationen von Sinti und Roma davon aus, dass die tatsächliche Zahl solcher 
Straftaten weit höher liegt.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die in dieser Kleinen Anfrage genannten Fallzahlen wurden mit Stichtag: 
31. Januar 2022 für das Jahr 2021 erhoben.

1. Wie viele und welche antiziganistischen Straftaten wurden in Deutschland 
im Jahr 2021 bekannt, und wie gliedern sich diese nach PMK-
Phänomenbereichen auf (bitte vollständig angeben und von jedem Fall 
kurz die Umstände der Tat, den Straftatbestand, den Tatort mit Ortschaft 
und das Datum darstellen)?

Im Rahmen des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes in Fällen Politisch moti-
vierter Kriminalität (KPMD-PMK) werden politisch motivierte Straftaten durch 
die zuständigen Landeskriminalämter an das Bundeskriminalamt (BKA) über-
mittelt und in einer zentralen Fallzahlendatei erfasst. Ausgehend von den Moti-
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ven zur Tatbegehung und den Tatumständen werden politisch motivierte Taten 
durch die Länder Themenfeldern (u. a. dem Unterthemenfeld „Antiziganis-
tisch“) zugeordnet sowie die erkennbaren ideologischen Hintergründe und Ur-
sachen der Tatbegehung in einem staatsschutzrelevanten Phänomenbereich ab-
gebildet. Ist der Sachverhalt nicht unter den Phänomenbereichen PMK -links-, 
PMK -rechts-, PMK -ausländische Ideologie- oder PMK -religiöse Ideologie- 
subsumierbar, ist der Phänomenbereich PMK -nicht zuzuordnen- zu wählen.
Im Jahr 2021 wurden insgesamt 109 politisch motivierte Straftaten mit dem 
Unterthemenfeld „Antiziganistisch“ erfasst; davon neun Gewaltdelikte. Die 
Auflistung der Fälle findet sich in Anlage 1.*
Die Frage nach den Umständen der Tat kann seitens der Bundesregierung nicht 
beantwortet werden. Das BKA führt zwar die PMK-Statistik, es handelt sich je-
doch um landeseigene Sachverhalte, deren Weitergabe den Ländern obliegt.

a) Welche dieser Straftaten waren Gewaltdelikte (diese bitte ebenfalls 
nach PMK-Phänomenbereichen aufgliedern und konkretes Delikt nen-
nen; soweit möglich bitte nach versuchten und vollendeten Delikten 
unterscheiden)?

Bei den Gewaltdelikten handelt es sich um die Nummern 14, 20, 24, 41,44, 54, 
55, 64 und 83 der Tabelle in Anlage 1.*

b) Gegen welche Angriffsziele richteten sich die in Frage 1 aufgeführten 
Taten im Einzelnen?

Angriffsziel einer politisch motivierten Straftat ist das Objekt (Ort, Sache, Insti-
tution, Veranstaltung oder Person), welches aufgrund einer festgestellten oder 
sich aus Phänomenbereich und ggf. Themenfeld ergebenden Motivation heraus 
direkt und/oder inhaltlich gezielt angegriffen wird.
Nicht bei allen politisch motivierten Straftaten ist ein Angriffsziel erkennbar. In 
diesen Fällen unterbleibt eine Nennung.
Sofern eine Spezifizierung mittels Unterangriffsziel möglich ist (z. B. „Asylbe-
werber/Flüchtling“), erfolgt die Nennung des Oberbegriffs (z. B. „Person“).
Mehrfachnennungen sind möglich. Daher ist ein Aufsummieren der Fälle nicht 
statthaft. Die Auflistung der Angriffsziele findet sich in Anlage 2.*

c) Wie viele Personen wurden bei den Gewaltdelikten verletzt oder getö-
tet (hier bitte auch skizzenhafte Beschreibungen des Tathergangs bzw. 
der Tatumstände anführen)?

Insgesamt wurden bei der Nennung des Themenfeldes „Antiziganistisch“ im 
Jahr 2021 sechs Personen bei Gewaltdelikten verletzt. Es wurden keine Perso-
nen getötet.
Die verletzten Personen sind in der Tabelle in Anlage 1 verzeichnet.*
In Bezug auf die Umstände der Tat wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen.

d) Bei welchen dieser Straftaten handelt es sich um sogenannte Inter-
netstraftaten?

In insgesamt 24 Fällen wurde das Tatmittel „Internet“ erfasst. Mit diesem Tat-
mittel werden politisch motivierte Straftaten dargestellt, die im/mittels Internet 

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 20/1244 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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begangen werden. Um welche Fälle es sich handelt, kann der Spalte „Internet-
kriminalität“ der Tabelle in Anlage 1 entnommen werden.

2. Wie viele Tatverdächtige wurden für das Jahr 2020 ermittelt (bitte mög-
lichst den jeweiligen Straftaten zuordnen)?

Im Jahr 2020 wurden insgesamt 94 Tatverdächtige im Zusammenhang mit dem 
Unterthemenfeld Antiziganistisch ermittelt (Stichtag 31. Januar 2021). Die Fäl-
le mit Tatverdächtigen können der Anlage 3 entnommen werden.*

3. Zu welchen konkreten in Frage 1 erfragten Taten im Jahr 2021 konnten 
mutmaßliche Täter bzw. Täterinnen ermittelt werden?

Siehe Spalte „Anzahl Tatverdächtige (TV)“ der Tabelle in Anlage 1.

4. Welche Nachmeldungen hat es zu den in den Fragen 1 bis 3 erfragten 
Sachverhalten für das Jahr 2020 gegeben?

Ein automatisierter Abgleich der Datenbestände in der Fallzahlenanwendung 
des BKA ist nicht möglich, daher wird mit Abfragedatum 21. März 2022 der 
Datenbestand aller antiziganistischen Straftaten in den Tabellen in den Anla-
gen 4 (Straftaten) und 5 (Angriffsziele) dargestellt.
Die zehn Gewaltdelikte aus dem Jahr 2020 finden sich in Anlage 4 unter den 
Nummern 3, 11, 12, 13, 30, 34, 91, 95, 103 und 131.*

5. Ergeben sich aus der von der Bundesregierung beschlossenen Strategie 
„Antiziganismus bekämpfen, Teilhabe sichern!“ Konsequenzen für die 
polizeiliche Erfassung antiziganistischer Straftaten oder für die polizei-
liche Arbeit in diesem Bereich generell, und wenn ja, welche?

Straftaten, die aus einer politischen Motivation heraus begangen werden, wer-
den im Kriminalpolizeilichen Meldedienst in Fällen Politisch motivierter Kri-
minalität (KPMD-PMK)“ erfasst. Sie werden, ausgehend von den Tatmotiven 
und -umständen sowie den erkennbaren ideologischen Tathintergründen und 
-ursachen, verschiedenen staatsschutzrelevanten Phänomenbereichen, Themen-
feldern und Unterthemen zugeordnet. Die Bewertung des Einzelfalls ist essen-
zieller Grundsatz.
Das Themenfeld „Antiziganistisch“ als Unterthemenfeld zu dem Oberthemen-
feld Hasskriminalität wurde zum 1. Januar 2017 eingeführt. Eine politisch mo-
tivierte Straftat wird dem Themenfeld „Antiziganistisch“ zugeordnet, wenn sie 
sich gegen die Volksgruppe der Sinti und Roma richtet. Seit Einführung des 
KPMD-PMK zum 1. Januar 2001 bis zum 31. Dezember 2016 (bezogen auf die 
Tatzeit) erfolgte die Abbildung antiziganistischer Straftaten bereits mittels der 
Themenfelder „Rassismus“ und „Fremdenfeindlich“. Eine Untererfassung lag 
somit nicht vor.
Die Kommission Staatsschutz befasste sich 2021 mit einem Vorschlag, in den 
Unterlagen für den KPMD-PMK neben der bisherigen Erläuterung auch die 
Definitionen der IHRA (International Holocaust Remembrance Alliance) in 
wesentlichen Teilen abzubilden. Folgende Ergänzung wurde vorgesehen:

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 20/1244 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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„Antiziganismus manifestiert sich in individuellen Äußerungen und Handlun-
gen sowie institutionellen Politiken und Praktiken der Marginalisierung, Aus-
grenzung, physischen Gewalt, Herabwürdigung von Kulturen und Lebenswei-
sen von Sinti und Roma sowie Hassreden, die gegen Sinti und Roma sowie an-
dere Einzelpersonen oder Gruppen gerichtet sind, die zur Zeit des Nationalsozi-
alismus und noch heute als ‚Zigeuner‘ wahrgenommen, stigmatisiert oder ver-
folgt wurden bzw. werden. Dies führt dazu, dass Sinti und Roma als eine Grup-
pe vermeintlich Fremder behandelt werden, und ihnen eine Reihe negativer 
Stereotypen und verzerrter Darstellungen zugeordnet wird, die eine bestimmte 
Form des Rassismus darstellen.
Der Begriff ‚Sinti und Roma‘ wird als Oberbegriff für verschiedene verwandte 
sesshafte oder nicht sesshafte Gruppen verwendet, die sich in Kultur und Le-
benswandel unterscheiden können.“
Die Ergänzung ist seit 1. Januar 2022 gültig.
Wird das Unterthemenfeld „Antiziganistisch“ angegeben, werden zur mehrdi-
mensionalen Abbildung auch die Unterthemenfelder „Fremdenfeindlich“ und 
„Rassismus“ angegeben. Alle vorgenannten Themenfelder gehören zu dem 
Oberthemenfeld Hasskriminalität, das wie folgt im KPMD-PMK definiert ist:
Hasskriminalität bezeichnet politisch motivierte Straftaten, wenn in Würdigung 
der Umstände der Tat und/oder der Einstellung des Täters Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass sie aufgrund von Vorurteilen des Täters bezogen auf
● Nationalität,
● ethnische Zugehörigkeit,
● Hautfarbe,
● Religionszugehörigkeit,
● sozialen Status,
● physische und/oder psychische Behinderung oder Beeinträchtigung,
● Geschlecht/geschlechtliche Identität,
● sexuelle Orientierung und
● äußeres Erscheinungsbild
begangen werden.
Straftaten der Hasskriminalität können
● sich unmittelbar gegen eine Person oder Personengruppe, eine Institution 

oder ein Objekt/eine Sache richten, welche(s) seitens des Täters einer der 
o. g. gesellschaftlichen Gruppen zugerechnet wird (tatsächliche oder zuge-
schriebene Zugehörigkeit)

oder
● sich im Zusammenhang mit den vorgenannten Vorurteilen des Täters gegen 

ein beliebiges Ziel richten.
Fremdenfeindlich ist der Teil der Hasskriminalität, der aufgrund der zuge-
schriebenen oder tatsächlichen Nationalität, ethnischen Zugehörigkeit, Hautfar-
be, Religionszugehörigkeit des Opfers verübt wird.
Das Unterthemenfeld „Rassismus“ bezieht sich auf die zugeschriebene oder tat-
sächliche ethnische Zugehörigkeit und/oder Hautfarbe.
Weitere Änderungen bezüglich der Erfassung antiziganistischer Straftaten sind 
im KPMD-PMK aktuell nicht vorgesehen.
Polizeiliche Ausbildungs- und Studiengänge
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Das Thema Antiziganismus findet in den polizeilichen Ausbildungs- und Studi-
engängen des BKA zunehmenden Widerhall.
Hier werden die Studierenden im Rahmen verschiedener Lehrveranstaltungen 
hinsichtlich entsprechender Diskriminierungsrisiken (z. B. im Sinne „Racial 
Profiling“), Spezifika der betroffenen Minderheiten als Opfergruppe sowie im 
Sinne der Weiterentwicklung interkultureller Kompetenz unterrichtet.
Die Bewusstseinsbildung erstreckt sich über den gesamten Studienverlauf und 
beinhaltet:
● Trainings zu Wertentwicklung und Bewusstseinsbildung (in inzwischen 

mehrjähriger enger Zusammenarbeit mit dem Bildungsforum gegen Antizi-
ganismus des Zentralrats der Sinti und Roma);

● fachliche Unterrichte zu Hass- und Vorurteilskriminalität (Sinti und Roma 
als Zielfeld gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, auch im virtuellen 
Raum; Erklärungsansätze, Präventions- und Bekämpfungsmöglichkeiten);

● fachliche Unterrichte zum Thema Organisierte Kriminalität (Sinti und Ro-
ma als Opfergruppe verschiedener Erscheinungsformen des Menschenhan-
dels; Notwendigkeit der Zusammenarbeit mit NGOs, Prävention und poli-
zeiliche Repression);

● fachlicher Unterricht zum Thema Politisch motivierte Kriminalität (Verbrei-
tung des Antiziganismus in der Allgemeinbevölkerung; Sinti und Roma als 
Zielfeld insbesondere rechtsextremistischer, aber auch fremdenfeindlicher 
Aggression und Agitation aus anderen extremistischen Umfeldern; Präven-
tion und polizeiliche Repression);

● Beleuchtung der Thematik in verschiedenen wissenschaftlichen Abschluss-
arbeiten des Bachelor- und Masterstudiengangs.

Neben der Lehre veranstaltet der Fachbereich Kriminalpolizei im BKA amts-
weite Sonderveranstaltungen rund um das Themenfeld Migration, Integration, 
Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, zu denen auch der Zentralratsvorsit-
zende der Sinti und Roma, Herr Romani Rose, als Redner gewonnen werden 
konnte.
Darüber hinaus findet das Themenfeld Interkulturelle Kompetenz, Werteent-
wicklung, politische Bildung und polizeiliche Ethik im reformierten Bachelors-
tudiengang 3.0 eine deutlich höhere Repräsentanz, auch hier in enger Zusam-
menarbeit mit dem Bildungszentrum des Zentralrats der Sinti und Roma sowie 
weiteren zivilgesellschaftlichen Akteuren.
Besondere Bedeutung ist in diesem Zusammenhang auch der Ansiedlung der 
Geschäftsstelle des bundesweiten Netzwerks „Interkulturelle Kompetenz in der 
polizeilichen Ausbildung“ am Fachbereich Kriminalpolizei zuzusprechen sowie 
der intensiven Zusammenarbeit mit dem Wertebeauftragten des BKA.
Fortbildung
Die werteorientierte Fortbildung folgt grundsätzlich dem Ansatz, die Werteori-
entierung strukturell zu vermitteln, da die Muster für das Entstehen wertefeind-
licher Systeme grundsätzlich ähnlich oder identisch sind. Daher sind aktuell 
keine speziellen Fortbildungsangebote im Themenbereich „Antiziganismus be-
kämpfen“ im Lehrgangs-Portfolio, was nicht ausschließt, dass entsprechende 
Sachverhalte beispielhaft in den Fortbildungsveranstaltungen behandelt wer-
den.
Aufgrund des wachsenden gesellschaftlichen Bewusstseins für das Phänomen 
Antiziganismus wird davon unbenommen derzeit im Zuge des Ausbaus des 
werteorientierten Angebotes die Möglichkeit geprüft, einen Workshop mit zu-
sätzlicher externer Expertise im Rahmen von politischer Bildung/gesellschaftli-
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cher Verantwortung/Charta der Vielfalt aufzulegen. In die bestehenden Überle-
gungen ist hier z. B. der Internationale Tag des Gedenkens an den Genozid an 
Sinti und Roma (2. August 2022) einbezogen.
Als Teil der von der Bundesregierung beschlossenen Strategie „Antiziganismus 
bekämpfen, Teilhabe sichern!“ zur Umsetzung der EU-Roma-Strategie 2030 
wird die polizeiliche Erfassung antiziganistischer Straften dahingehend ergänzt, 
dass eine zivilgesellschaftliche Monitoring- und Informationsstelle eingerichtet 
wurde, die antiziganistische Vorfälle unterhalb der Strafbarkeitsschwelle seit 
dem 1. Januar 2022 erfasst. Diese soll u. a. das Dunkelfeld antiziganistischer 
Übergriffe erhellen. Zudem ist im Rahmen der Projektlaufzeit vorgesehen, dass 
die Monitoringstelle Workshops u. a. auch für staatliche Institutionen anbietet, 
um staatliche Akteure im Bereich Antiziganismus zu sensibilisieren. So sieht 
die Monitoringstelle vor, einen konstruktiven und verstetigten Austausch mit 
Polizei- und Sicherheitsbehörden sowie dem Justizapparat anzustreben, um die 
Expertise hinsichtlich Ausprägung und Erscheinungsformen von Antiziganis-
mus, aber auch für die Perspektive der Betroffenen und das historisch gewach-
sene Misstrauen in staatliche Stellen zu sensibilisieren. Zudem soll das Erken-
nen von antiziganistischen Vorfällen erhöht und der Umgang mit Betroffenen 
dadurch verbessert werden.
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